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Entscheidungsdatum

14.06.2022
Norm

B-VG Art133 Abs4

GehG 823a

GehG §23b

VWGVG §28 Abs1

VWGVG §31 Abs1

VwWGVG §7 Abs2

. B-VG Art. 133 heute

—_

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. GehG 8 233 heute

2. GehG § 23a giiltig ab 01.07.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 60/2018

1. GehG 8§ 23b heute

2. GehG § 23b gultig ab 01.01.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2025

3. GehG § 23b gultig von 10.10.2024 bis 31.12.2025 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 143/2024

4. GehG 8 23b gultig von 24.12.2020 bis 09.10.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 153/2020

5. GehG § 23b gultig von 23.12.2018 bis 23.12.2020 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 102/2018

6. GehG § 23b gultig von 01.07.2018 bis 22.12.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 60/2018

1. VWGVG § 28 heute

2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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VwWGVG 8§ 31 heute

VwGVG 8§ 31 guiltig ab 01.09.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

VwGVG § 31 gultig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VwGVG & 31 gtiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

E o

VWGVG 8 7 heute

VwGVG 8§ 7 glltig von 01.01.2019 bis 31.12.2018 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwWGVG § 7 gultig ab 01.01.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

VwWGVG 8§ 7 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

E o

Spruch

’

W122 2254819-1/4E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gregor ERNSTBRUNNER als Einzelrichter Uber die
Beschwerde des Gruppeninspektor XXXX vertreten durch Dr. Walter SUPPAN, Rechtsanwalt in 9020 Klagenfurt, Alter
Platz 24/1, gegen den Bescheid der Landespolizeidirektion Karnten vom 01.04.2022, ZI. P6/8320-10/2021-PA3,
beschlossen: Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gregor ERNSTBRUNNER als Einzelrichter Gber
die Beschwerde des Gruppeninspektor romisch 40 vertreten durch Dr. Walter SUPPAN, Rechtsanwalt in 9020
Klagenfurt, Alter Platz 24/1, gegen den Bescheid der Landespolizeidirektion Karnten vom 01.04.2022, ZI. P6/8320-
10/2021-PA3, beschlossen:

A)

Das Verfahren wird eingestellt.A), Das Verfahren wird eingestellt.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Begrindung:, Begrindung:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

Der Beschwerdefihrer ist als Gruppeninspektor bei der Landespolizeidirektion Karnten tatig.
Mit Bescheid vom 01.04.2022 wurde dem Beschwerdefthrer

1) als besondere Hilfeleistung ein Schadenersatzbetrag in der Hohe von € 1 000 zuerkannt

2) ein Verdienstentgang in der Héhe von € 739,25 zuerkannt

3) ein Uber den Spruch des Punktes 1 hinausgehende Vorschussforderung fir Schmerzensgeld in der Héhe von € 1
200 abgewiesen

4) Zinsen in der Hohe von € 15,23 zuerkannt

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefuhrer Uber seinen Rechtsanwalt mit Eingabe vom 22.04.2022
fristgerecht Beschwerde. Er fuhrte wesentliche Verfahrensmangel und inhaltliche Rechtswidrigkeit als Grinde der
Beschwerde an.

Diese Beschwerde wurde mitsamt den bezughabenden Verwaltungsakten dem Bundesverwaltungsgericht am
10.05.2022 vorgelegt und der Gerichtsabteilung W122 zur Entscheidung zugewiesen.
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Die Beschwerdefuihrende Partei erklarte mit Schreiben vom 13.06.2022, eingelangt am 13.06.2022, dass sie ihre
Beschwerde gegen den angefochtenen Bescheid zurtickzieht.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
Feststellungen und Sachverhalt:

Der Beschwerdeflhrer hatte im Zusammenhang mit der Zurlckziehung der Beschwerde ausreichend Zeit und
Moglichkeiten, um die Folgen der Einstellung des Verfahrens abwagen zu kénnen. Es gibt keinen Grund an der Echtheit
des Schreibens zur Zurtickziehung zu zweifeln. Die Zurlckziehung der Beschwerde wurde im elektronischen
Rechtsverter vom Vertreter des Beschwerdefuhrers fehlerfrei eingebracht.

Rechtliche Beurteilung:

Gemal § 6 des Bundesgesetzes Uber  die Organisation des Bundesverwaltungsgerichts
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG), BGBI. I, Nr. 10/2013, entscheidet das Gemdf3 Paragraph 6, des
Bundesgesetzes Uber die Organisation des Bundesverwaltungsgerichts (Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwWGG),
Bundesgesetzblatt romisch eins, Nr. 10 aus 2013,, entscheidet das

’

Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt mangels materienspezifischer Sonderregelung Einzelrichterzustandigkeit vor.
ZuA)

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG haben die Verwaltungsgerichte die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemall Paragraph 28, Absatz eins, VwWGVG
haben die Verwaltungsgerichte die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht

zurlckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.

GemalR§ 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein
Erkenntnis zu fallen ist. Gemal Paragraph 31, Absatz eins, VwGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen
durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Da das Verfahren einzustellen ist, hatte ein Beschluss zu erfolgen.

§8 7 Abs. 2 VWGVG normiert, dass eine Beschwerde nicht mehr zuldssig ist, wenn die Partei nach Zustellung oder
Verkiindung des Bescheides ausdricklich auf eine Entscheidung Uber die Beschwerde verzichtet hat.Paragraph 7,
Absatz 2, VWGVG normiert, dass eine Beschwerde nicht mehr zulassig ist, wenn die Partei nach Zustellung oder
Verkundung des Bescheides ausdricklich auf eine Entscheidung Gber die Beschwerde verzichtet hat.

Eine Zuruckziehung der Beschwerde durch den Beschwerdefuhrer ist in jeder Lage des Verfahrens ab Einbringung der
Beschwerde bis zur Erlassung der Entscheidung moglich (Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der
Verwaltungsgerichte, 8 7 VWGVG, K 6)Eine Zurtickziehung der Beschwerde durch den Beschwerdefihrer ist in jeder
Lage des Verfahrens ab Einbringung der Beschwerde bis zur Erlassung der Entscheidung mdglich
(Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, Paragraph 7, VWGVG, K 6).

Die Annahme, eine Partei ziehe die von ihr erhobene Berufung (oder Beschwerde) zurlick, ist nur dann zulassig, wenn
die entsprechende Erklarung keinen Zweifel daran offen lasst. MalRgebend ist daher das Vorliegen einer in dieser
Richtung eindeutigen Erklarung (vgl. VwGH 22.11.2005, 2005/05/0320, uvm). Die gegenstandliche Erklarung Uber die
Zuruckziehung der Beschwerde (ehemals: Berufung) lasst keine Zweifel in diese Richtung offen.Die Annahme, eine
Partei ziehe die von ihr erhobene Berufung (oder Beschwerde) zuruck, ist nur dann zuldssig, wenn die entsprechende
Erklarung keinen Zweifel daran offen lasst. Mal3gebend ist daher das Vorliegen einer in dieser Richtung eindeutigen
Erklarung vergleiche VwGH 22.11.2005, 2005/05/0320, uvm). Die gegenstandliche Erklarung Gber die Zurtckziehung
der Beschwerde (ehemals: Berufung) lasst keine Zweifel in diese Richtung offen.
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Durch den unmissverstandlich formulierten Parteiwillen ist das Rechtsschutzinteresse weggefallen und einer
Sachentscheidung durch das Gericht die Grundlage entzogen. Aufgrund der erfolgten Klaglosstellung war daher das
gegenstandliche Verfahren einzustellen.

’

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf3
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf}
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen

Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.

Die oben dargestellte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zeigt zudem, dass die fir den gegenstandlichen Fall
malgebliche Rechtsfrage, namlich der Wirkung einer Beschwerdezurlickziehung, von dieser einheitlich beantwortet

wird.

Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes und auf eine ohnehin klare Rechtslage sttitzen.
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